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Nächste US-Raumfähre 
kurz vor dem Start 

Kap Canaveral (AP)  Eine Woche nach 
d e r  Rückkehr d e r  Raumfähre «Disco­
very» von einem siebentägigen Flug um 
die Erde sollten noch am Freitag auf Kap 
Canaveral in Florida die letzten Startvor 
bereitungen, der  sogenannte Countdown 
für d e n  nächsten Flug eines der  wieder 
verwendbaren Raumschiffe de r  U S A  b e  
ginnen. D e r  Start d e r  Raumfähre «Chal 
lenger» ist für Montag 19.00 U h r  MESZ 
vorgesehen. Mit ihr werden sieben Astro­
nauten  zu einer einwöchigen Mission ins 
All fliegen. Als «Flugbegleiter» befinden 
sich zwei Totenkopfäffchen und 24 Rat­
ten a n  Bord, und im Laderaum de r  Fähre 
befindet  sich das europäischen Raumla­
boratorium Spacelab. 

Falls «Challenger» a m  Montag die Rei­
se antreten kann, verkürzt sich der  Zeit­
raum zwischen zwei Fährenstarts au f  nur  
noch 17 Tage. Die Raumfahrtbehörde 
(NASA) hofft, in diesem Jah r  noch insge­
samt acht Fährenmissionen unternehmen 
zu können. 

Weitere Todesopfer bei 
Unruhen in Westindien 

Ahmedabad (AP)  D e n  seit Wochen 
anhaltenden Unruhen im westindischen 
Staat  Gujarat  sind nach Mitteilung der  
Polizei vom Freitag weitere zehn Men­
schen zum Opfer  gefallen. In der  Haupt­
stadt Ahmedabad seien am Donnerstag 
sieben Menschen ums Leben gekommen -
zwei von ihnen seien von der  Polizei er­
schossen worden die anderen fünf durch 
Messerstiche getötet worden. Den  Anga­
ben zufolge starben ebenfalls am Don­
nerstag in de r  Stadt Kadi zwei weitere 
Menschen durch Polizeikugeln. Die  Be­
hörden haben über mehrere Städte Gua-
jarats ein zeitlich nicht begrenztes Aus­
gehverbot verhängt. 

D i e  Unruhen hatten sich urpsrünglich 
daran entzündet, dass die Regierung Gu-
jarats die Zahl der  Studienplätze und  der 
Arbeitsplätze im Öffentlichen Dienst für 
Angehörige niederer Kasten erhöhte.  In­
zwischen haben sie sich praktisch zu Aus­
schreitungen aller gegen alle ausgeweitet. 

Landtag: Sozialpolitik auf dem Prüfstand 
Zwei Regierungsvorlagen sehen eine Ausweitung der Wohnbauförderung und der Ausbildungsbeihilfen vor 

Für zwei wichtige Bereiche der Sozial­
politik im weiteren Sinne, die staatlichen 
Ausbildungsbeihilfen und die Wohnbau-
förderung, stehen an der kommenden 
Landtagssitzung in Form von Regierungs­
vorlagen Änderungen bevor, die auf den 
ersten Blick als nicht weitreichend er­
scheinen, deren Auswirkungen in der Zu­
kunft jedoch nicht unerheblich sein könn­
ten. Bei der Wohnbauförderung handelt 
es sich um eine Abkehr vom bisherigen 
Grundsatz, wonach ein gefördertes 
Wohnobjekt für mindestens eine funf-
köpfige Familie bestimmt sein muss. Bei 
den Ausbildungsbeihiifen geht es um Bei­
träge für Schüler an Mittelschulen im 
Ausland, obwohl eine gleichwertige Aus­
bildungsmöglichkeit im Inland angeboten 
wird. 

Die von de r  Regierung vorgeschlagene 
Änderung des Gesetzes über  die staatli­
chen Ausbildungsbeihilfen sieht freilich 
nicht nur  diesen einen Punkt  vor, sondern 
spricht sich gemäss den Anträgen de r  Sti­
pendienkommission für eine Anpassung 
de r  Beiträge an die gestiegenen Lebens­
haltungskosten sowie für eine stärkere 
Förderung der  beruflichen Aus-  und Wei­
terbildung aus. Mit dieser Ausweitung 
de r  staatlichen Beitragsleistungen kommt 
de r  Antrag de r  Regierung d e r  schon oft 
gestellten Forderung entgegen, nicht al­
lein das akademische Studium de r  Förde­
rung durch den Staat zu unterstellen, son­
dern auch den  handwerklichen und kauf­
männischen Sektor, soweit es sich um 
berufsbezogene Aus- und Weiterbil­
dungsmöglichkeiten handelt.  

D e r  zentrale Punkt der  Vorlage aber  
bildet doch die Neuregelung zur Förde­
rung der  Mittelschulausbildung an aus­
ländischen Schulen. Nach der  geltenden 
Regelung werden an Besucher ausländi­
scher Mittelschulen nu r  dann Ausbil­
dungsbeihilfen gewährt, wenn eine derar­
tige Ausbildung in Liechtenstein nicht be­
steht oder  wegen Platzmangels nicht ge­
geben ist. Dieser Grundsatz ist in de r  
Praxis allerdings durchbrochen worden,  
da die Unterscheidung zwischen den 

FBP-Versammlungen in den Gemeinden 
Vorstellungsrunde des FBP-Regierungschef-Kandidaten 

Dr. Herbert Wille 
Mit einem überwältigenden Vertrau­

ensbeweis ist am 25. Februar Ressort­
sekretär Dr. Herbert Wille von einem 
Sonderparteitag zum Kandidaten der 
FBP für das Amt des Regierungschefs 
nominiert worden. Dr. Wille kündigte 
unmittelbar nach seiner Nomination 
an, dass er sich im Rahmen seiner Kan­
didatur insbesondere in den Gemein­
den vorstellen wolle. 

FBP Planken 
Donnerstag, den 9. Mai u m  20.15 

U h r  im Hotel «Saroya», Planken 

FBP Triesen 
Montag, den 13. Mai um 20.15 U h r  

im Hotel «Meierhof», Triesen 

Als erste Gemeinde hat e r  a m  18. 
April Schellenberg besucht und dort  in 
zahlreichen persönlichen Gesprächen 
mit Bürgerinnen und Bürgern freund- FBP Schaan 
schaftliche Kontakte geknüpft. Als  
nächste Veranstaltung i m  Rahmen de r  

FBP Gamprin-Bendern 
Mittwoch, den 15. Mai um 20.15 U h r  

im Hotel «Löwen», Bendern 

Montag, den 20. Mai u m  20.15 U h r  
im Gasthaus «Rössle», Schaan 

D 

Vorstellungsrunde wird Dr. Herbert  
Wille am kommenden Montag abend in 
Mauren erwartet. Die FBP-Ortsgrup-
penVersammlungen, die bis Ende  Mai 
abgeschlossen sind, im Überblick: 

FBP Mauren-Schaanwald 
Montag, den 29. April u m  20.15 U h r  

im Gasthof «Freihof», Mauren 

FBP Eschen-Nendeln 
Sonntag, d e n  5. Mai u m  20.00 U h r  

im Gasthof «Brühlhof», Eschen 

FBP Vaduz 
Montag, den 6. Mai u m  20.15 U h r  im  

Foyer des Vaduzersaales, Vaduz 

FBP Ruggell 
Montag, den 27. Mai um 20.15 U h r  

FBP Balzers 
Mittwoch, den  29. Mai u m  20.15 U h r  

im Hotel «Riet», Balzers 

FBP Triesenberg 
Termin wird noch bekanntgegeben 
Z u  diesen FBP-Veranstaltungen, a n  

denen neben der  persönlichen Vorstel­
lung von Dr .  Herber t  Wille als zweiter 
Schwerpunkt naturgemäss viele aktuel­
le Fragen de r  Landes- und  Gemeinde­
politik diskutiert werden, sind alle 
Freunde der  Partei herzlichst eingela­
den. D e r  Appell zu r  geschlossenen u n d  
aktiven Teilnahme richtet sich insbe­
sondere auch an  die Frauen und an  die 
Jugend. 

Gymnasiumstypen in  unserem Land  und 
dem Ausland oft nur  nach dem Namen 
erfolgen konnte, nicht aber  nach den 
Lerninhalten. 

Wenn nun die Regierungsvorlage vor­
sieht, künftig auch Unkostenbeiträge an 
ausländische Gymnasien mit Internat 
auszurichten, obwohl der  ähnliche oder 
gleiche Bildungsgang auch am Liechten­
steinischen Gymnasium absolviert wer­
den könnte, so trägt sie zweifellos de r  von 
vielen Eltern geforderten Möglichkeit der  
Internatsausbildung Rechnung. Doch bei 
den  Voraussetzungen, die für eine Förde­
rung erfüllt werden müssen, drängt sich 
die Frage nach den Durchsetzungschan­
cen auf: Gefördert sollen nur Schüler 
werden, die nach dem liechtensteinischen 
Aufnahmeverfahren die Voraussetzun­
gen für die Aufnahme ins Gymnasium 
erfüllen oder  die Voraussetzungen für 
den prüfungsfreien Übertritt von einer  
Realschule ins Gymnasium. Eine weitere 
Möglichkeit besteht für Schüler, die am 
Liechtensteinischen Gymnasium die Pro-

Postautofahren 
wird teurer 
Tarifanpassung am 1. Mai 1985 

(pafl) - A u f  den 1. Mai 1985 werden 
die Postautotarife in der  Schweiz in den 
Bereichen zwischen drei und sechs Kilo­
metern um je 20 Rappen angehoben. Es 
handelt sich um eine strukturelle Verän­
derung, mit welcher Unebenheiten im 
Tarif ausgemerzt werden sollen. D a  ge­
mäss Postvertrag in Liechtenstein die 
gleichen Tarifkilometer gelten, kommen 
diese Anpassungen auch in Liechtenstein 
zum Tragen. Dies betrifft nicht die Kilo­
meterkarten und die Abonnemente,  die 
auf den 1. März 1984 verbilligt worden 
waren. Betroffen sind die Einzelfahrten. 

Die Regierung sucht nach einer Lö­
sung, wie man auch diese Einzelfahrten 
verbilligen kann. Sie hat die Kreispostdi­
rektion St. Gallen beauftragt, Vorschläge 
auszuarbeiten, damit auf diesem Wege 
zumindest die bisherigen Tarife für die 
Einzelfahrten beibehalten werden 
können. 

motionsbedingungen erfüllen. Mit dieser 
Regelung sollen «Umgehungsgeschäfte» 
verhindert werden, d a  beispielsweise die 
österreichischen Gymnasien keine Auf­
nahmeprüfungen kennen. D a  jedoch un­
ser Aufnahmeverfahren nicht über alle 
Zweifel erhaben ist, dürfte sich bei In­
krafttreten der  vorgeschlagenen Rege­
lung der  eine oder  andere «Härtefall» 
melden, was dannzumal eine gewisse 
Standfestigkeit voraussetzt. 

Ganz anders gelagert sind die Verhält­
nisse bei der  Wohnbauförderung. D a  es 
in der  Praxis offenbar immer wieder zu 
Schwierigkeiten bei der  Durchsetzung 
des Grundsatzes, dass ein gefördertes Ei­
genheim für mindestens eine fünfköpfige 
Familie bestimmt sei und demnach ent­
weder drei Kinderzimmer oder  ein grös­
seres und ein kleineres Kinderzimmer 
(mit vorgeschriebener Fläche) aufzuwei­
sen habe,  gekommen ist, soll nach An­
sicht der  Regierung einerseits von der 
Festlegung der  Kinderzimmerzahl und 
der  Wohnfläche abgegangen werden. An­
derseits soll «bei Alleinstehenden, bei äl­
teren oder bei kinderlosen Ehepaaren 
und  bei unvollständigen Familien» vom 
neuen Grundsatz, dass die Raumbedürf­
nisse «einer Familie mit Kindern» be­
rücksichtigt werden müssen, abgewichen 
werden können. 

D e r  Kreis der  Ausnahmen erscheint 
hier recht weit gefasst, der  ursprüngliche 
Gedanke der sozialen Wohnbauförde­
rung tangiert. Dem Bau von Wohnungen 
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus, 
die man mit der  bisherigen Regelung ver­
hindern konnte, wenn sie nicht familien-
gerecht geplant waren, kann nach diesem 
Vorschlag nur entgegengewirkt werden, 
wenn die Subventionen für die Kinder 
erhöht werden. Aber  auch dann erhebt 
sich noch die Frage, o b  vom bisherigen 
Weg nicht zu weit abgewichen wurde. 

Dem Landtag kommt bei diesen zwei 
Vorlagen die Aufgabe zu, genauestens 
abzuwägen, ob  die von der  Regierung 
vorgeschlagenen Neuregelungen in Kraft 
gesetzt werden sollen oder  ob  sich nicht 
bessere Lösungen finden lassen. Gesetzli­
che Bestimmungen sollen bekanntlich in 
Kraft gesetzt werden, damit man sich 
auch in der  Praxis danach halten kann. 
Ausserdem sollten sie nicht das Gegenteil 
dessen bewirken, was eigentlich beab­
sichtigt war. ( G . M . )  

Schweiz: Vier Tote bei Zugsunglück 
Vier Menschen sind am Freitag morgen zwischen Bern und Worb in der Nähe von 

Deisswil beim Zusammenstoss zweier Züge getötet worden. 16 weitere Personen 
wurden bei diesem schwersten ZugsuHglück in der Schweiz seit dem vergangenen 
September verletzt. Es entstand Sachschaden in Millionenhöhe. Ein bei der Kollision 
getöteter Lokomotivführer war mit seinem Zug  von Worb kommend mit rund 60 
Stundenkilometern auf  einen Gegenzug aufgefahren, der ein Kreuzungsmanöver auf 
einer Ausweichstelle nicht abgewartet hatte. Die Strecke konnte nach Abschluss der 
Räumungsarbeiten um 14.00 Uhr wieder f ü r  den Bahnverkehr freigegeben werden. Bei 
der Kollision wurde ein junge Frau sofort getötet, zwei männliche Reisende und der 
Lokomotivführer erlagen ihren schweren Verletzungen nach der Einlieferung in Berner 
Spitäler. (Vgl. «Letzte Seite») 

KOMMENTAR 
Die ersten Ergebnisse der Verkehrszäh­

lung am autofreien Sonntag scheinen viel­
versprechend. Das aus dem Ausland stam­
mende Urteil über die Medien war aus­
nahmslos gut, das einheimische Echo auf 
die Aktion zumindest überwiegend po ­
sitiv. 

Der Wald wird mit diesem einmaligen 
autofreien Sonntag nicht gerettet, aber die 
Reduktion des Schadstoffausstosses hat 
ihm vielleicht eine kleine Atempause ver­
schafft. Nach den vor der Aktion ange-

Wieder ein autofreier Sonntag? 

stellten Berechnungen jedenfalls sollten 
durch den Verzicht auf  die Motorfahrzeu­
ge etliche Tonnen weniger Schadstoffe auf 
unsere Natur fallen. 

Die gute Stimmung, die trotz Gedränge 
in den überfüllten Postautos herrschte, 
könnte ein Anlass dafür sein, dass sich 
dieser oder jener Mitbürger ein Umsteigen 
- vielleicht auch nur von Fall zu Fall - auf 
das öffentliche Verkehrsmittel überlegt. 
Der erste gute Eindruck, der in den sonst 
noch oft leerfahrenden Postautos gewon­
nen wurde, wirkt sich möglicherweise ent­
scheidend für  das Umsteigen aus. 

Wer sich an den Haltestellen am letzten 
Sonntag etwas uinsah, dem konnte nicht 
verborgen bleiben, dass viele Jugendliche 
das Postauto benützten. Statt mit ihren 
Mofas durch die Gegend zu donnern, 
lernten sie f ü r  einmal unser Land durch 
die Scheiben des Postautos kennen. Dass 
beim einen oder anderen der Spass grösser 
war als die Einsicht, damit einen Beitrag 
gegen das Waldsterben geleistet z u  haben, 
ist verständlich. Daraus aber sollte aucli 
die Verpflichtung für  die ältere Generation 
erwachsen, Überlegungen anzustellen, wie 
die Jugendlichen vermehrt zu  umweltbe-
wusstem Handeln (beim Benützen der 
Motorfahrzeuge vor allem) angeleitet wer­
den könnten. Wenn es den Jugendlichen 
Spass macht, beim Nulltarif au f  das Post­
auto umzusteigen, warum also nicht für 
Lehrlinge und Schüler ein Ganzjahres-
Nulltarif? Die entsprechenden Schüler-
und Lehrlingsausweise zur Kontrolle sind 
ja bereits vorhanden, so dass der admini­
strative Aufwand gleich Null wäre. 

Morgen ist wieder ein Sonntag. Sollte 
man die gute Stimmung vom letzten Sonn­
tag nicht mitnehmen und wenn möglich, 
freiwillig natürlich, auf das Motorfahr­
zeug verzichten? Im kleinen soll ja begin­
n e n . . .  (G .M. )  

Sommerzeit in den USA 
New York (AP)  Vier Wochen nach 

Europa führen a m  Sonntag auch die Ver­
einigten Staaten wieder die Sommerzeit  
für dieses Jah r  ein. Im Osten d e r  U S A  
werden am Sonntagmorgen u m  09.00 U h r  
mitteleuropäischer Sommerzeit die U h ­
ren u m  eine Stunde auf 03.00 Östliche 
Sommerzeit vorgestellt. D e r  Zeitunter­
schied zwischen N e w  Yorker  Ze i t  und  
M E S Z  beträgt damit  wieder sechs 
Stunden. 

Griechischer Luftraum 
vier Stunden gesperrt 

Athen  (AP)  D e r  griechische Luftraum 
war a m  Freitag nachmittag von 12.00 bis 
16.00 U h r  wegen eines Warnstreiks de r  
Fluglotsen geschlossen. Von d e r  Mass­
nahme waren nach Angaben eines Spre­
chers de r  Lotsengewerkschaft über  100 
Inland- und Auslandflüge betroffen. Die  
Fluggesellschaften seien schon vor  einem 
Monat  von de r  geplanten Unterbrechung 
verständigt worden. 

Mit  dem Streik wollen die Fluglotsen 
eine Verbesserung ihres Gehaltszulagen­
systems und  eine Vorverlegung der  Pen­
sionsgrenze von 35 auf  20 Dienstjahre 
erreichen. Für  kommenden Sonntag ist 
ein weiterer vierstündiger Streik vorge­
sehen. ! t 


